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Presseanfrage

Sehr geehrte Damen und Herren,

der IVfG – Interdisziplinärer Verband für Gesundheitsberufe hat am 25.11.2024 einen An-
trag zur Genehmigung einer Erhebung an öffentlichen Schulen in Bayern gestellt. Der An-
trag wurde am 11.02.2025 mit der Begründung abgelehnt, dass „ein erhebliches pädago-
gisch-wissenschaftliches  Interesse  im  Sinne  von  §  24  der  Bayerischen  Schulordnung 
(BaySchO) nicht zu konstatieren ist“ und eine „Befragung ... zudem auch außerhalb von 
Schulen möglich“ erscheint.  Eine Nachfrage zur Begründung der Ablehnung wurde am 
06.06.2025 beantwortet.

Die Redaktion des IVfG möchte zu diesem Vorgang einen Artikel veröffentlichen, in dem 
die Umfrage bei Lehrkräften und deren Hintergrund und Zielsetzung beschrieben werden. 
Auch die beiden Bescheide zur Ablehnung der Genehmigung sind Gegenstand der Veröf-
fentlichung.

Um unseren Lesern die Position des Staatsministeriums zu den Themen der Erhebung 
verständlich zum machen, bitten wir Sie, zu folgenden Fragen die Sichtweise des Staats-
ministeriums darzustellen:
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1. Dem Abschlussbericht des Sachverständigenausschusses nach § 5 Abs. 9 IfSG vom 
30.06.2022 sind folgende Aussagen zu entnehmen:

a) Kinder und Jugendliche waren weniger ansteckend und haben sich weniger ange-
steckt als Erwachsene.

b) Schulen spielten für die Ausbreitung der Krankheit eine untergeordnete Rolle.

c) Die durch Schulschließungen verursachten Schäden sind empirisch gut belegt, ein 
Nutzen der Maßnahme Schulschließung ist nicht nachweisbar.

d) Für die Wirksamkeit der Maskenpflicht an Schulen und für den Ausschluss negati-
ver Auswirkungen gibt es keine Evidenz.

e) Schwere Krankheitsverläufe und Todesfälle infolge einer SARS-CoV-2-Infektion wa-
ren bei Kindern und Jugendlichen sehr selten.

Sind dem Staatsministerium diese Aussagen bekannt und stimmt das Staatsministeri-
um diesen Aussagen zu bzw. welchen Aussagen stimmt es nicht zu?

2. In Bayern hat das Staatsministerium während der Corona-Krise in großem zeitlichen 
Umfang  Schulschließungen  und  Homeschooling,  sowie  durchgehend  Maskenpflicht 
und Abstandsgebote und in großen Zeiträumen verpflichtende PCR-Tests verordnet.

a) Wie hat sich die Beurteilung der Angemessenheit, der Wirksamkeit und der Auswir-
kungen dieser Maßnahmen durch das Staatsministerium auf der Grundlage einer 
verbesserten Informationslage, insbesondere aus dem Abschlussbericht des Sach-
verständigenausschusses, seit dem Zeitpunkt der Verordnungen verändert?

b) Welche dieser Verordnungen hält das Staatsministerium aus heutiger Sicht noch für 
angemessen bzw. für wirksam?

3. Ist  es Zielsetzung des Staatsministeriums, dass die Erkenntnisse des Abschlussbe-
richts hinsichtlich der Wirksamkeit und der Auswirkungen der Corona-Maßnahmen

a) den Lehrkräften,

b) den Schülern

c) den Eltern

 bekannt sind? 

4. Hat das Staatsministerium Maßnahmen ergriffen, um die Erkenntnisse aus dem Ab-
schlussbericht hinsichtlich der Wirksamkeit und der Auswirkungen  der Corona-Maß-
nahmen 

a) den Lehrkräften,

b) den Schülern
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c) den Eltern

bekannt zu machen und ggf. welche?

5. Hat das Staatsministerium Erkenntnisse, inwieweit die Ergebnisse des Abschlussbe-
richts 

a) den Lehrkräften,

b) den Schülern

c) den Eltern

bekannt sind? Auf welchen Erhebungen beruhen ggf. diese Erkenntnisse?

6. Hat das Staatsministerium Erkenntnisse, ob und ggf. in welcher Weise sich die Beurtei-
lung der Angemessenheit, der Wirksamkeit und der Auswirkungen der Corona-Maß-
nahmen bei

a) den Lehrkräften,

b) den Schülern

c) den Eltern

aufgrund der verbesserten Informationslage gegenüber der Beurteilung während der 
Corona-Krise geändert hat?  Auf welchen Erhebungen beruhen ggf. diese Erkenntnis-
se?

7. Die Prüfung des Antrags auf Genehmigung der Erhebung durch das Staatsministerium 
hat laut Bescheid u. a. ergeben, „dass die Erhebung nicht zwingend an Schulen wäh-
rend oder außerhalb der Unterrichtszeit durchgeführt werden muss, sondern auch au-
ßerhalb von Schulen erfolgen kann“. Welche Möglichkeiten für eine Durchführung der 
Erhebung außerhalb von Schulen hat das Staatsministerium zu dieser Einschätzung 
bewogen?

Für eine Beantwortung der Fragen bzw. für eine Benachrichtigung darüber, bis wann das 
Staatsministerium Fragen zu  beantworten  beabsichtigt,  bis  zum 03.10.2025 wären wir 
dankbar. Sollte bis zu diesem Termin keine Nachricht eingegangen sein, gehen wir davon 
aus, dass das Staatsministerium keine Stellung nehmen will.

Mit freundlichen Grüßen

IVfG Pressekoordinator
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